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Darlehen für Mangellage im Einkommen oder eine Beiratschaft auf Abwegen
Sachverhalt

Für eine Person ist vor Jahren eine Beiratschaft nach Art. 395 Abs. 1 und 2 ZGB errichtet worden. Bei der verbeirateten Person handelt es sich um jemand, der Behördenmitglieder und Verwaltungsangestellte mehrfach bedrohte. In diesem Zusammenhang wurden auch Abklärungen bei einem Psychiater gemacht, der dazu riet, die Drohungen der Person ernst zu nehmen, diese müsse als gefährlich eingestuft werden.

 

In der Folge musste die VB darüber entscheiden, was zu tun war in Bezug auf die monatlichen Mehrausgaben der verbeirateten Person in Höhe von rund 1'500.--, die durch ihre Renteneinnahmen nicht gedeckt waren. Flüssige Mittel waren nicht mehr vorhanden. Die verbeiratete Person ist aber an einer Erbengemeinschaft beteiligt. Ein Teil des Nachlasses ist Bauland, das noch nicht erschlossen ist. Der Beirat informierte, dass die Erschliessung des Landes bevorstehe und die Erbengemeinschaft die Erbteilung erst nachher durchführen wolle, weil das Land nach der Erschliessung zu einem höheren Preis verkauft werden könne. Man rechnete, dass die Erbteilung bis Ende 2006 durchgeführt sein würde.

Aufgrund dieser Situation hatte die VB entschieden, der verbeirateten Person die monatlichen Mehrausgaben über die Gemeindekasse vorzuschiessen. Gleichzeitig wurde der Beistand aufgefordert, die Vorschüsse durch einen Pfandvertrag mit der Erbengemeinschaft abzusichern. Der Abschluss des Pfandvertrages gelang bis heute nicht, da die übrigen Mitglieder der Erbengemeinschaft Widerstand leisteten. (Die verbeiratete Person wurde über den Beschluss der VB, die Mittel aus der Gemeindekasse vorzuschiessen nicht informiert. Die Abrechnung der Vorschüsse erfolgt über den Beirat.)

Nun hat der Beirat informiert, dass die Erbteilung sich um ca. 6 - 8 Mt. verzögere, weil die Erschliessung der Landparzelle sich verzögert habe. Die Gemeinde, wo sich das Bauland befindet habe nun den Beschluss betr. Änderung des Erschliessungsplanes gefällt (Okt. 06) und das Genehmigungsverfahren beim Kanton eingeleitet. Der Bauverwalter rechne mit einer Verfahrensdauer von 6 - 8 Monaten (inkl. Auflage- und Einsprachefrist). 

 

Der Beirat fragt nun an, ob die VB mit einem späteren Verkauf des Landes bzw. mit der späteren Erbteilung einverstanden ist. Er wäre bereit, als Beirat für seinen Klienten eine Erklärung abzugeben, wonach dieser die von der Gemeinde bevorschussten Mittel (bisher rund Fr. 50'000.--)an die Gemeinde zurückbezahlt, sobald die Erbteilung abgeschlossen ist. 

Dazu unsere Fragen: Kann der Beirat rechtsverbindlich für seinen Klienten eine solche Erklärung abgeben, oder gibt es eine andere Möglichkeit, die Forderung der Gemeinde zu sichern? Könnte die verbeiratete Person nach der Erbteilung (und der Rückzahlung der bezogenen Vorschüsse) erfolgreich gegen den Beirat oder die VB klagen?

Erwägungen

1. Die kombinierte Beiratschaft nach Art. 395 Abs. 1 und 2 ZGB stellt eine Teilentmündigung dar. Die entzieht den betroffenen die Handlungsfähigkeit in einzelnen, vom Gesetz umschriebenen Handlungsbereichen. Bei den der Mitwirkung des Beirates unterliegenden Geschäften nach Absatz 1 des Art. 395 ZGB bedarf es der gemeinsamen Mitwirkung von verbeirateter Person und Beirat, ohne dass der Beirat selbst Vertretungsbefugnisse hätte, und diese Rechtshandlungen können sowohl das Einkommen als auch das Vermögen beschlagen. Bei der Verwaltungsbeiratschaft nach Absatz 2 ist der verbeirateten Person die Verfügungsbefugnis über das Vermögen entzogen und in die alleinige Zuständigkeit des Beirates gelegt, soweit er für einzelne Rechtshandlungen nicht der Zustimmung der vormundschaftlichen Behörden bedarf (sh. namentlich Art. 400, 401, 403, 404, 412, 421, 422 ZGB).

2. Die Beiratschaft entzieht der verbeirateten Person weder die Verwaltung der eigenen Einkünfte (Rente, Lohn, Vermögenserträge etc), noch dient sie in erster Linie der persönlichen Fürsorge (Basler Kommentar ZGB I-Langenegger N 18 zu Art. 395 ZGB; BGE 5C.190/2005 in ZVW 2006 S. 109 f. ÜR 30.06). Das bedeutet im vorliegenden Fall:

a. Die Anordnung einer Beiratschaft für eine aus psychiatrischer Sicht gefährliche Person, bei welcher Fragen der persönlichen Fürsorge (namentlich medizinischen Pflege und Therapie) im Vordergrund stehen, erscheint kein probates Mittel, um dem Schutzbedarf der betroffenen Person Rechnung tragen zu können (BGE 5C.74/2003 3.7.2003).

b. Die Bereinigung der Rentenmangellage gehört nicht zum Aufgabenbereich des Beirates. Wenn er sich trotzdem mit der Einkommensverwaltung beschäftigt, kann er dies als Beirat nicht auf einer gesetzliche Vorschrift abstützen, sondern er bedarf hiezu einer Vollmacht des Verbeirateten und  muss nach dessen freiem Willen diesen Auftrag erfüllen (BGE 5C.190/2005 vom 14.10.2005 E. 4.2). Andernfalls sind seine Handlungen als Geschäftsführung ohne Auftrag zu qualifizieren (Art. 419 OR, und der Beirat haftet für jede Fahrlässigkeit (Art. 420 OR). Handelt er entgegen dem ausgesprochenen oder sonst erkennbaren Willen des Verbeirateten, so haftet er auch für den Zufall (Art. 420 Abs. 3 OR). 

3. Damit lässt sich als erste Zwischenbilanz ziehen, dass sich der Beirat in eine schwierige Situation hineinmanövrieren liess, indem er nicht nur, wie es scheint, ohne Vollmacht das Einkommen verwaltet, sondern auch ohne Wissen des Verbeirateten monatliche Defizite durch ein auflaufendes Darlehen bei der Gemeinde auffängt, wozu es grundsätzlich der Zustimmung der Vormundschaftsbehörde bedarf (Art. 421 Ziff. 4 ZGB) und im Rahmen der Mitwirkungsbeiratschaft auch nicht ohne Zustimmung des Verbeirateten erfolgen kann, wenn das Darlehen auch (gegenwärtige oder zukünftige) Einkommensbelange beschlägt.

4. Nach der Darstellung der Situation handelt es sich bei den Eigentümern des fraglichen Grundstückes um eine Erbengemeinschaft, welcher die Liegenschaft zu gesamter Hand gehört (Art. 560 und Art. 652 ZGB). Auch wenn jeder beteiligte Erbe einen Erbanteil geltend machen kann, besteht im Gesamthandsverhältnis kein Anspruch auf einen Anteil an der Sache, sondern lediglich in einem Anteil am Liquidationserlös (Basler Kommentar ZGB II-Brunner/Wichtermann, N 8 zu Vor Art. 646-654a; N 14 zu Art. 652). Konsequenterweise kann ein einzelner Gesamteigentümer die Sache nicht allein anteilmässig belasten (z.B. ein hypothekarisch gesichertes Darlehen aufnehmen), sondern die Gesamteigentümer müssen gemeinsam handeln (Art. 653 Abs. 2 ZGB; BSK ZGB-II N 16 zu Art. 653). Dagegen kann der Anspruch am Liquidationserlös verpfändet werden (Art. 899 ZGB; BSK ZGB II N 17 zu Art. 653).

Anders verhielte es sich bei einer Miteigentümergemeinschaft, in welcher jeder Miteigentümer seinen Anteil frei und unabhängig belasten kann (Art. 646 Abs. 3 ZGB). Allerdings empfiehlt es sich vorliegendenfalls in Anbetracht der bevorstehenden Veräusserung des Gesamteigentums nicht, die bestehende Erbengemeinschaft vorher aufzulösen und Miteigentum zu begründen.

5. Damit lässt sich die Frage wie folgt beantworten:
a. Vorausgesetzt, alle Möglichkeiten der sozialversicherungsrechtlichen Einkommensquellen seien ausgeschöpft und die diesbezüglichen Rentenverfügungen seien korrekt, kann der Beirat mit Zustimmung der Vormundschaftsbehörde zulasten des Vermögens ein Darlehen aufnehmen, sei dies bei der Gemeinde, sei dies – was üblicher wäre – bei einem Bankinstitut. Will er für die Rückzahlung auch das Einkommen oder Vermögenserträge belasten, so bedarf er hiezu der Mitwirkung der Verbeirateten.
b. Unter denselben Voraussetzungen könnte mit Zustimmung der Vormundschaftsbehörde für den von der Gemeinde bevorschussten Betrag der Erlös an der Liquidation des fraglichen Grundstückes abgetreten werden (Zession).

c. Als Sicherheit könnte auch gegenüber der Bank der Anspruch auf Liquidationserlös im Ausmass des aufgenommenen Darlehens im Sinne von Art. 899 ZGB verpfändet werden (BSK ZGB II-Wichtermann N 17 zu Art. 653).

d. Verantwortlich sind Beirat und Vormundschaftsbehörde immer nur für angerichteten Schaden. Ob solcher hier entstanden ist, scheint mir sehr fraglich. Mehr Bedenken habe ich mit Bezug auf die verdeckte Mandatsführung. Es dürfte sich lohnen, mit dem Betroffenen die Frage zu klären, auf welche Weise aus seiner Sicht das monatliche Einkommensdefizit gedeckt werden soll und mit seiner Mithilfe die nötigen Entscheide zu treffen. Andernfalls dürfte Grund zur Annahme bestehen, dass der zur Gewalt neigende Verbeiratete bitter reagiert, wenn er vernimmt, dass ohne sein Wissen und Mittun seine Erbquote oder wenigstens ein Teil davon vom Beirat und der Vormundschaftsbehörde verpfändet oder abgetreten wurde. Nicht nur hat man ihm dabei zu Unrecht die Einkommensverwaltung vorenthalten, sondern auch seine Mitwirkungsrechte, die ihm selbst unter Vormundschaft zustehen würden, missachtet (Art. 395 Abs. 1, 409 ZGB).
Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 15. November 2006
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